
Gemeinde Brunn  
Der Bürgermeister 
 
Klarstellungssatzung der Gemeinde Brunn nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB zur Festlegung und 

Abgrenzung des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles Roggenhagen  

Amtliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB  

 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Brunn hat in ihrer öffentlichen Sitzung am 13.05.2025 die 
Aufstellung der Klarstellungssatzung der Gemeinde Brunn nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BauGB zur 
Festlegung und Abgrenzung des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles Roggenhagen beschlossen. 
 
Der Beschluss ist hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB bekannt gemacht. 
 
Für die Zulässigkeitsprüfung und Zulässigkeitsbewertung von Bauvorhaben (§ 29 BauGB) ist die 

Festlegung und Abgrenzung (die Klarstellung) des im Zusammenhang bebauten Ortsteils 

(Innenbereich) von wesentlicher Bedeutung. Im Bereich des Ortsteils Roggenhagen bestehen derzeit 

erhebliche Unsicherheiten bezüglich der Abgrenzung des Innenbereichs zum Außenbereich. Um die 

vorhandenen Unklarheiten zu beseitigen und um Rechtssicherheit zu bewirken, ist die Abgrenzung des 

im Zusammenhang bebauten Ortsteils anhand der derzeitigen, tatsächlichen, örtlichen Verhältnisse 

notwendig. 

 

Die Grenzziehung zwischen Innenbereich und Außenbereich wird in Anlehnung an den aktuellen 

bestehenden Bebauungszusammenhang vorgenommen, es sind die Bereiche dem Innenbereich 

zugehörig, die den Eindruck der Geschlossenheit und Zusammengehörigkeit aufweisen.  

 

Innerhalb der festgelegten Grenzen der Klarstellungssatzung richtet sich die bauplanungsrechtliche 

Zulässigkeit von Vorhaben (§ 29 BauGB) nach § 34 BauGB.  

 

Der Geltungsbereich der Klarstellungsatzung umfasst somit den gesamten im Zusammenhang 

bebauten Ortsteil Roggenhagen. 

 

Die Aufstellung der Klarstellungssatzung erfolgt, im Gegensatz zu den weiteren 

Innenbereichssatzungen (Ergänzungssatzung und Entwicklungssatzung), nicht in einem formellen 

Aufstellungsverfahren  - § 34 Abs. 6 BauGB. Bei der Aufstellung der Klarstellungssatzung sind die 

Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht anzuwenden. Die 

Klarstellungssatzung tritt, nach ihrer Erarbeitung und den folgenden Satzungsbeschluss, mit der 

ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft - § 10 Abs. 3 BauGB. 

 

 
Brunn, 19.05.2025 
 
 
gez. Schenk 
Bürgermeister 
 


